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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

29.08.2024 

Geschäftszahl 

Ra 2024/08/0078 

Hinweis auf Stammrechtssatz 

GRS wie Ro 2017/08/0033 E 11. April 2018 RS 4 (hier: Arbeitslosengeld- oder Notstandshilfebezieher) 

Stammrechtssatz 

Um die vom Gesetzgeber geforderte Interessenabwägung vornehmen zu können (vgl. zur 
Interessenabwägung nach § 30 Abs. 2 VwGG VwGH 14.2.2014, Ro 2014/02/0053), hat ein 
Notstandshilfebezieher insbesondere die nicht ohne weiteres erkennbaren Umstände, die sein Interesse an 
einer Weitergewährung untermauern, sowie die in seiner Sphäre liegenden Umstände, die entgegen 
entsprechender Feststellungen des AMS für die Einbringlichkeit einer künftigen Rückforderung sprechen, 
spätestens in der Begründung (§ 9 Abs. 1 Z 3 VwGVG) seiner Beschwerde gegen die Aberkennung der 
aufschiebenden Wirkung konkret darzutun und zu bescheinigen, zumal das Verwaltungsgericht gemäß § 
13 Abs. 5 VwGVG über die Beschwerde ohne weiteres Verfahren unverzüglich zu entscheiden hat. 
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